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Öffentliche Bekanntmachung 

gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634) zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) 

Bebauungsplan Nr. 193 „Am Blütenhain“, Stadtteil Gronau 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB) 

 
Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung  

 
Geltungsbereich 
Der Bebauungsplan Nr. 193 „Am Blütenhain“, Stadtteil Gronau, (Plangebiet) liegt nördlich der 
Straße Blütenhain, westlich der Beckerhookstraße und westlich des Rotdornwegs in der 
Gemarkung Gronau, Flur 47 und umfasst die Flurstücke 1207, 1208, 1697 sowie 1698. 
 

 
 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 193 (ohne Maßstab) 
 

Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung 

Der Ausschuss Planen, Bauen und Denkmalschutz hat in seiner Sitzung am 17.06.2020 den 
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 193 „Am Blütenhain“, Stadtteil Gronau gebilligt und beschlossen, 
die Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
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Der Entwurf des o. g. Bauleitplanes nebst der Begründung liegt in der Zeit  
 
 

vom 13.07. bis zum 21.08.2020 (einschließlich) 
 
 

bei der Stadtverwaltung Gronau in der Nebenstelle Planen, Bauen und Umwelt, Fachdienst 
Stadtplanung, Grünstiege 64, 48599 Gronau, während der Dienststunden  

 montags - donnerstags  8.00 - 16.00 Uhr 

 freitags  8.00 - 12.30 Uhr 

für jedermann öffentlich zur Einsichtnahme aus oder kann über die Homepage der Stadt Gronau 
unter dem Pfad: 

www.gronau.de Leben in Gronau Stadtplanung und Stadtentwicklung Bauleitplanung 
Bebauungspläne im Verfahren 

sowie über die Internetadresse www.uvp.nrw.de eingesehen werden. 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. 
 
Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt die Beteiligung der betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 193 wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
abgesehen wird. 

 

Gronau (Westf.), 24.06.2020 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Rainer Doetkotte 

 

 

http://www.uvp.nrw.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 

gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634) zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) 

Bebauungsplan Nr. 195 „Nordöstlich der Schwarzenbergstraße“, Stadtteil Gronau 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 b BauGB) 

 
Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung  

 
Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich liegt nordwestlich der Kurfürstenstraße und grenzt im Südwesten an die 
Schwarzenbergstraße an. Im Nordwesten liegt das Wohngebiet an der Dr.-Jan-Straße. Im 
Nordwesten bildet eine 35-m-Parallele zur Katastergrenze der Kurfürstenstraße (Gemarkung 
Gronau, Flur 2, Flurstück 23) die Plangebietsgrenze. 
 
Der Geltungsbereich umfasst das südöstliche Teilstück des Grundstücks Gemarkung Gronau, Flur 
1, Flurstück 147. 

 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 195 (ohne Maßstab) 

 

Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung 

Der Ausschuss Planen, Bauen und Denkmalschutz hat in seiner Sitzung am 17.06.2020 den 
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 195 „Nordöstlich der Schwarzenbergstraße“, Stadtteil Gronau 
gebilligt und beschlossen, die Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
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Der Entwurf des o. g. Bauleitplanes nebst der Begründung liegt in der Zeit  
 
 

vom 13.07. bis zum 21.08.2020 (einschließlich) 
 
 

bei der Stadtverwaltung Gronau in der Nebenstelle Planen, Bauen und Umwelt, Fachdienst 
Stadtplanung, Grünstiege 64, 48599 Gronau, während der Dienststunden  

 montags - donnerstags  8.00 - 16.00 Uhr 

 freitags  8.00 - 12.30 Uhr 

für jedermann öffentlich zur Einsichtnahme aus oder kann über die Homepage der Stadt Gronau 
unter dem Pfad: 

www.gronau.de  Leben in Gronau  Stadtplanung und Stadtentwicklung  Bauleitplanung  
Bebauungspläne im Verfahren 

sowie über die Internetadresse www.uvp.nrw.de eingesehen werden. 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. 
 
Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt die Beteiligung der betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 195 wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13 b BauGB i.V.m.  § 13a 
BauGB aufgestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass von der Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen wird. 

 

Gronau (Westf.), 24.06.2020 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Rainer Doetkotte 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.uvp.nrw.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 

gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) 

 

102. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Gronau für den Bereich  

„Markenfort“, Stadtteil Gronau 

 

Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung sowie der Angaben zu den vorliegenden Arten umweltbezogener 
Informationen 
 
Geltungsbereich 
Die 102. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Markenfort“, Stadtteil Gronau, wird 

aufgestellt für den nachfolgend näher beschriebenen Geltungsbereich.  

 

Das Änderungsgebiet liegt nordwestlich der Gildehauser Straße in der Flur 9 der Gemarkung 

Gronau und umfasst die folgenden, in der Planzeichnung dargestellten Flurstücke 128, 138, 230, 

231, 232, 246 (tlw.), 391, 459, 465, 466, 467, 468, 469, 470, 471 und 472. 
 

 
(Lageplan ohne Maßstab) 

 
Bekanntmachung von Ort und Zeit der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen 
öffentlichen Auslegung sowie der Angaben zu den vorliegenden Arten umweltbezogener 
Informationen 
 
Der Ausschuss Planen, Bauen und Denkmalschutz hat in seiner Sitzung am 17.06.2020 die 
Plankonzeptionen der 102. Flächennutzungsplanänderung für den Bereich „Markenfort“, Stadtteil 
Gronau, mit der dazugehörigen Begründung gebilligt und beschlossen die Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 2 BauGB sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB zu beteiligen.  
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Der Entwurf des o. g. Bauleitplans nebst der Begründung sowie die wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  
 
 

vom 13.07. bis zum 21.08.20 (einschließlich) 
 
 

bei der Stadtverwaltung Gronau in der Nebenstelle Planen, Bauen und Umwelt, Fachdienst 
Stadtplanung, Grünstiege 64, 48599 Gronau, während der Dienststunden  

 montags - donnerstags  8.00 - 16.00 Uhr 

 freitags  8.00 - 12.30 Uhr 

für jedermann öffentlich zur Einsichtnahme: aus oder kann über die Homepage der Stadt Gronau 
unter dem Pfad: 

www.gronau.de  Leben in Gronau  Stadtplanung und Stadtentwicklung  Bauleitplanung  
Bebauungspläne im Verfahren 

sowie über die Internetadresse www.uvp.nrw.de eingesehen werden. 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. 

Ergänzender Hinweis gem. § 3 Abs. 3 BauGB: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung i. S. d. § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs.  2 UmwRG 
gemäß § 7 Abs. 3 S 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen 
der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können. 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt die Beteiligung der betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 

Arten der vorhandenen 
Informationen 

Urheber Thematischer Bezug 

Umweltbericht zur 
102. Änderung des FNP 

Stadtverwaltung Gronau  Tiere, Pflanzen, biologi-
sche Vielfalt,  

 Boden, Wasser, Klima, 
Luft 

 Fläche 

 Wasser 

 Landschaft 

 Menschen, menschliche 
Gesundheit 

 Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter 

Stellungnahmen von Be-
hörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Be-
lange 

Kreis Borken 
 

Anlagenbezogener 
Immissionsschutz 
 

 

 
 
Lärmimmissionen 
 
 
 

http://www.gronau.de/
http://www.uvp.nrw.de/
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Natur- und Landschaftsschutz 
 
 
 

Abwasserwerk der Stadt Gronau 
 
 
Landwirtschaftskammer NRW 
 
 
LWL-Archäologie für Westfalen 
 
 
Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW 

Artenschutz 
Gehölzbestände 
Waldflächen 
 
Oberflächenentwässerung 
Schützenswerter Boden 
 
Kompensationsmaßnahmen 
 
 
vermutetes Bodendenkmal 
 
 
Walddarstellung 
 
 

Fachgutachten Artenschutz 
Stellungnahme Artenschutz zur 
vorgezogenen FNP-Änderung 
Ökon GmbH 
Liboristraße 13, 48155 Münster 
Juni 2020 
 

Artenschutzrechtliche Erstein-
schätzung (Vorkommen pla-
nungsrelevanter, geschützter 
Vögel und Amphibien) 
  

 

Gronau (Westf.), 24.06.2020 

Der Bürgermeister 

 

gez. 

Rainer Doetkotte 
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Öffentliche Bekanntmachung 
2. Änderungssatzung vom 01.07.2020 zur Satzung 

über die Teilnahme sowie die Erhebung von Elternbeiträgen  
im Rahmen der „Offenen Ganztagsschule (OGS)“ und „Übermittagsbetreuung  

(Schule von 8 bis 1)“ im Primarbereich (Grundschulen) der Stadt Gronau (Westf.) 
vom 21.02.2018 

 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666 zuletzt geändert durch Artikel 
15 des Gesetzes vom 11.04.2019 (GV. NRW. S. 202), in Kraft getreten am 24.04.2019 und § 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.12.2019 (GV. NRW S. 
1029), in Kraft getreten am 01.01.2020, § 6 Absatz 2 zuletzt geändert durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), in Kraft getreten am 02. Februar 2018, hat der 
Rat der Stadt Gronau (Westf.) in seiner Sitzung am 24.06.2020 folgende Änderungen der Satzung 
über die Teilnahme sowie die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der „Offenen 
Ganztagsschule (OGS)“ und „Übermittagsbetreuung (Schule von 8 bis 1)“ im Primarbereich 
(Grundschulen) der Stadt Gronau (Westf.) beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
 
§ 4 „Elternbeiträge, Einkommen“ wird wie folgt geändert:  
 

§ 4 
Elternbeiträge, Einkommen 

 
1. a) Für die Inanspruchnahme der OGS werden durch die Stadt Gronau (Westf.) Beiträge gem. 

Anlage 1 dieser Satzung erhoben.  
 
  b) Für die Inanspruchnahme der ÜMI werden durch die Stadt Gronau (Westf.) Beiträge gem. 

Anlage 2 dieser Satzung erhoben.  
 
2. a) Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben für die Teilnahme an der OGS entsprechend ihrer 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen jährlichen Beitrag, zahlbar in 12 Einzelbeträgen, zu 
entrichten.  
 

 b) Für die Teilnahme an der ÜMI werden die Elternbeiträge einkommensabhängig erhoben.  
 
 c) Lebt das Kind mit nur einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern bzw. 

Erziehungsberechtigten.  
 Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 

Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 
Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern.  

 
3. a) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern und 

des Kindes im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleichbaren 
Einkünften, die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen 
Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 
Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz bzw. dem Einkommensteuergesetz und entsprechenden 
Vorschriften und das Elterngeld nach dem Gesetz zum Bundeselterngeld und zur Elternzeit 
(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) bis zu einem Betrag von 300,00 € mtl. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10882&val=10882&seite=90&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10361&val=10361&seite=687&sg=0&menu=1
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(Basiselterngeld mit Bezugszeitraum bis zu 12/14 Monate, 4 Partnerschaftsbonusmonate) 
bzw. bis zu 150,00 € in den Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 BEEG (Elterngeld Plus mit 
Bezugszeitraum 24/28 Monate) sind gem. § 10 BEEG nicht hinzuzurechnen (bei 
Mehrlingsgeburten je Kind). Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem 
Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm auf 
Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren 
Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 
10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung 
des Mandats hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind im Haushalt sind die nach 
§ 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem 
Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 

  Die nach § 2 Abs. 5 a Einkommensteuergesetz steuerlich anerkannten 
Kinderbetreuungskosten sind von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen. 

b) Maßgebend ist zunächst das voraussichtliche Einkommen des Kalenderjahres, in dem die 
Beitragspflicht besteht. Ergibt sich eine Änderung des Einkommens oder ist diese Änderung 
bereits eingetreten, so ist das voraussichtliche Einkommen des Kalenderjahres maßgeblich, 
das sich aus den bereits erhaltenen Einkünften und den zu erwartenden Einkünften dieses 
Kalenderjahres ergibt. Sonder- und Einmalzahlungen, die innerhalb eines Kalenderjahres 
voraussichtlich anfallen, sind hinzuzurechnen. Bei unterschiedlich hohen Monatseinkommen 
ist ein durchschnittliches Monatseinkommen zu Grunde zu legen. Sind Umstände eingetreten, 
bekannt geworden oder abzusehen, auf Grund derer sich ein höherer oder niedrigerer Beitrag 
ergibt, so wird der Beitrag rückwirkend ab dem 01.01. des Kalenderjahres oder, wenn die 
Beitragspflicht beginnt erst im Laufe des Kalenderjahres begonnen hat, ab dem Beginn der 
Beitragspflicht, neu festgesetzt. 

c) Für die Festsetzungsfrist gilt § 12 Abs. 1 Nr. 4 b des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) i. V. m. § 169 Abs. 2 Satz 1 und § 170 Abs. 2 Nr. 1 
Abgabenordnung (AO). 

 
4. Kann ein Kind wegen Erkrankung, Abwesenheit vom Schulort oder aus anderen Gründen, die 

nicht von der Schule zu vertreten sind, nicht an den Angeboten der OGS oder ÜMI teilnehmen, 
so besteht kein Anspruch auf Erstattung des entsprechenden Elternbeitrags. Dies gilt auch bei 
Teilnahme an anderen schulischen Veranstaltungen (z. B. Klassenfahrt).  

 
5. Die Kosten für die Mittagsverpflegung werden durch den Träger gesondert berechnet und 

eingezogen. 
 
6. Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger dem Schulträger unverzüglich die 

Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die 
entsprechenden Angaben der Eltern mit. Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben 
die Eltern dem Schulträger schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Ein-
kommensgruppe gemäß der Anlage ihren Elternbeiträgen zu Grunde zu legen ist. Zum 
Nachweis des maßgeblichen Einkommens müssen die Beitragspflichtigen dem Schulträger 
sämtliche für die Beitragsermittlung relevanten und angeforderten Belege einreichen. 

 
 Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, 

Veränderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung 
des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen.  

 
Der Schulträger ist außerdem berechtigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Beitragspflichtigen nach eigenem Ermessen zu überprüfen und bei Vorliegen der 
Voraussetzungen die Elternbeiträge gem. § 4 dieser Satzung neu festzusetzen.  
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Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße nach, so ist der jeweilige Elternbeitrag der höchsten Einkommensgruppe 
zu leisten.  

 
 Der Beitrag zur OGS und zur ÜMI wird für die Dauer des jeweiligen Schuljahres festgesetzt. 
 
 
§ 6 „Ermäßigungen und Befreiungen“ wird wie folgt geändert:  
 

§ 6 
Ermäßigungen und Befreiungen 

 
1. a) Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig eine Offene Ganztagsschule, eine 

Kindertagespflege, Kindertageseinrichtung, oder den sonderpädagogischen Hort, so 
entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben sich ohne 
Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höchste Betrag zu 
zahlen.  

 
 b) Die unter Nr. 1 a) genannte Geschwisterkinderregelung gilt nicht für die 

Übermittagsbetreuung, da diese ein in sich geschlossenes Konstrukt mit eigener 
Beitragsfestsetzung darstellt.  

 Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die Übermittagsbetreuung, so ist ab dem 
zweiten Kind der geminderte Betrag gem. Anlage 2 dieser Satzung zu zahlen.  

 
2. Auf Antrag werden die Elternbeiträge vom örtlichen Träger der Jugendhilfe ganz oder teilweise 

erlassen, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nach § 90 Abs. 4 des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) nicht zuzumuten und der Besuch des Betreuungsangebotes 
zum Wohl des betreffenden Kindes erforderlich ist. Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer 
dann, wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem 
Zweiten Buch, Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches oder 
Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn die 
Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld 
nach dem Wohngeldgesetz erhalten. 

 
 
§ 7 „Bußgeldvorschriften“ wird neu in die Satzung aufgenommen: 
 

§ 7 
Bußgeldvorschriften 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG 
NRW) handelt, wer die in § 4 dieser Satzung bezeichneten Angaben unrichtig oder 
unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € 
geahndet werden. 

 
 
Artikel II 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.08.2020 in Kraft.  
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Anlage 1 zur Satzung OGS/ÜMI 

 
 
 

Tabelle über die Höhe der OGS-Elternbeiträge pro Monat 
 

Ab dem 01.08.2018 
 
 

Stufe Einkommensgruppe OGS-Beitrag  

1 Bis   20.000 € 0,00 € 

2 20.001 – 30.000 € 29,00 € 

3 30.001 – 40.000 € 54,00 € 

4 40.001 – 50.000 € 78,00 € 

5 50.001 – 60.000 € 102,00 € 

6 60.001 – 70.000 € 126,00 € 

7 70.001 – 80.000 € 150,00 € 

8 Über 80.000 € 174,00 € 

 

 
 
 
 
 

Anlage 2 zur Satzung OGS/ÜMI 
 
 
 

Tabelle über die Höhe der ÜMI-Elternbeiträge pro Monat 
 

Ab dem 01.08.2018 
 
 

Einkommensgruppe 1. Kind Geschwisterkind 

Bis    20.000 Euro 0,00 € 0,00 € 

Über 20.000 Euro 28,00 €  14,00 € 

 



 

Amtsblatt für die Stadt Gronau (Westf.)           Jahrgang 7, Nr. 20/2020, vom 03.07.2020                S. 14 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gronau vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Stadt Gronau (Westf.), 01.07.2020 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Doetkotte 
 

 


